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«Keine Subventionen für einzelne Branchen»
Economiesuisse-Direktor Pascal Gentinetta zum Massnahmenpaket des Bundesrats

Die geplante Unterstützung der
vom starken Franken gebeutelten
Betriebe oder Branchen stösst
beim Wirtschaftsdachverband
auf Ablehnung. Er plädiert für
einen Steuerrabatt für alle.

Herr Gentinetta, der Bundesrat will mit
2 Milliarden Franken die Export- und
die Tourismuswirtschaft subventionie-
ren? Unterstützt der Wirtschaftsdachver-
band dieses Massnahmenpaket?
Wir begrüssen, dass der Bundesrat han-
deln will. Die Frankenstärke ist eine
Herkulesaufgabe. Um sie zu lösen,
braucht es einen Kraftakt: von den
Unternehmen, von den Sozialpartnern,
von der Nationalbank, aber auch von
der Politik. Subventionen an Unterneh-
men lehnen wir aber entschieden ab.
Wir sind dagegen, dass der Staat einzel-
nen Branchen und Unternehmen unter
die Arme greift. Wir müssen Wege fin-
den, um die Unternehmen kostenseitig
zu entlasten – alle Unternehmen.

Ein grosser Teil der Economiesuisse-
Mitglieder sind Exporteure. Riskieren
Sie mit dieser Position keine Zerreiss-
probe im Verband?
Das kann ich mir nicht vorstellen. Ich
habe mich heute mit den Direktoren der
wichtigsten Branchenverbände über das
Massnahmenpaket des Bundesrats be-
raten. Dabei gab es einen Konsens dar-
über, dass wir keine Industriepolitik
und keine Subventionen für einzelne
Branchen befürworten.

Aber es sind ja vor allem die Exporteure,
die unter dem starken Franken leiden.
Eben nicht nur. Die Schweizer Zuliefe-
rer, seien es Dienstleister oder Indus-
triebetriebe, sind dem Preisdruck eben-
falls stark ausgesetzt, denn ihre auslän-
dischen Konkurrenten werden in den
nächsten Monaten verhältnismässig
massiv billiger sein.

Wenn die ganze Wirtschaft von den
2 Milliarden profitieren soll, ist die Wir-
kung relativ gering. Den Unternehmen,
denen die Frankenschwäche am meisten
zusetzt, ist damit wenig geholfen.
Es gibt immer einen Zielkonflikt zwi-
schen Fokussierung und Nichtdiskrimi-
nierung. Und wie gesagt ist es ein Ding
der Unmöglichkeit, Betroffene von
Nichtbetroffenen zu separieren.

Ist es unter diesen Bedingungen sinnvoll,
2 Milliarden Franken auszugeben?
Zum genauen Betrag möchte ich mich
beim heutigen Stand der Diskussion
nicht äussern. Aber wir sind der Mei-

nung, dass die Politik jetzt ein kräftiges
Zeichen setzen muss. Sie muss zeigen,
dass sie gewillt ist, die Rahmenbedin-
gungen für Unternehmen nachhaltig zu
verbessern.

Aber das ist kurzfristig doch gar nicht
möglich.
Es braucht nachhaltig wirkende Refor-
men, aber es braucht auch kurzfristige
Massnahmen und Signale. Viele Unter-
nehmen werden sich demnächst mit
Standortfragen befassen müssen, und
die Budgetphase für nächstes Jahr steht
an. Wenn ein Betrieb ins Ausland ab-
wandert, ist er weg, und zwar für immer.
Die Politik hat die Aufgabe, jetzt ver-
trauensbildende Signale zu senden.

Auf welchem Weg sollen die Unterneh-
men denn temporär entlastet werden?
Verschiedene Modelle sind denkbar.
Man könnte steuerlich bei den Rück-
stellungen oder der Verlustbehandlung
ansetzen. Möglich wäre auch ein sofort
wirkender Steuerrabatt bei der Gewinn-
steuer. Klar ist, dass Massnahmen mit
einer nachhaltigen Wirkung im Zen-
trum stehen müssen. Genehmigt das
Parlament einen einmaligen Betrag in
Milliardenhöhe, muss eine längerfris-

tige Strategie dahinter sein, um die
Standortqualität zu verbessern.

Wie lautet diese Strategie?
Ein Steuerrabatt oder eine ähnliche
Massnahme könnte den Weg für eine
generell tiefere Gewinnbesteuerung eb-
nen. Es wäre ein Zeichen, dass die Poli-
tik gewillt ist, die Unternehmenssteuer-
reform III anzupacken und durchzuzie-
hen. Auch deshalb sollte die Mass-
nahme diskriminierungsfrei sein; Indus-
triepolitik oder ein sektorieller Ansatz
wäre genau das falsche Signal.

Gibt es sonst keine sinnvollen kurzfristi-
gen Massnahmen?
Die gibt es. Aber es gibt auch Dinge, die
man nicht tun sollte. Es stehen Ent-
scheide an, welche unseren Standort
stark belasten würden. Dazu gehört die
CO2-Vorlage, die im September ins Par-
lament kommt. In ihrer heutigen Form
wäre sie eine unnötige Bestrafung des
Werkplatzes. Bei den Massnahmen zur
CO2-Reduktion darf man nicht aufs In-
land fokussieren, denn die Kompensa-
tion im Ausland ist viel billiger, und die
Klimawirkung die gleiche. Der starke
Franken verteuert massiv die Kosten
der Inlandmassnahmen.

Der Bundesrat hat stichwortartig be-
kanntgegeben, er wolle auch kurzfristig
in den Bereichen Forschung, Innovation
und Infrastruktur investieren, um die
Frankenstärke zu bekämpfen. Ist das aus
Sicht der Wirtschaft sinnvoll?
Wir hören, dass derzeit Projektanträge
bei der Förderagentur für Innovation
des Bundes (KTI) abgelehnt werden.
Hier könnte rasch geholfen werden.

Der Bundesrat hat sich für eine Ver-
schärfung des Kartellrechts ausgespro-
chen. Er befürwortet plötzlich ein Verbot
vertikaler Abreden, das er wie Econo-
miesuisse bisher abgelehnt hat. Wechselt
die Wirtschaft jetzt auch ihre Position?
Wir setzen uns entschieden für Durch-
setzung eines funktionierenden Wettbe-
werbs ein und begrüssen auch die Auf-
stockung der Ressourcen der Wettbe-
werbskommission. Was ein allfälliges
Verbot betrifft, sind wir froh, dass dies
in einem ordentlichen Verfahren ge-
klärt werden soll. Wir gehen diese Dis-
kussionen ergebnisoffen an. Der Über-
gang vom heutigen Missbrauchs- zum
Verbotsprinzip mit Erlaubnisvorbehalt
hat Vor- und Nachteile, die gut gegen-
einander abgewogen werden müssen.

Interview: Simon Gemperli

Keine sofortige
Steuersenkung

Tourismusbranche hofft vergebens

Zur Abfederung der Franken-
stärke fordert insbesondere die
Hotellerie auch eine Senkung
der Mehrwertsteuer. Eine bereits
hängige Vorlage verzögert sich
aber, und eine Sofortmassnahme
ist beim Bund kein Thema.

wab. Bern U Seit der Bund Stützungs-
massnahmen für die Wirtschaft vorbe-
reitet, kursieren wilde Spekulationen
über ihren Inhalt. Dabei werden gerne
Wünsche einzelner Interessenvertreter
mit effektiv Geprüftem und ohnehin
Hängigem vermischt. Die Mehrwert-
steuer ist dafür ein typisches Beispiel.

Hotelleriesuisse forderte am Mitt-
woch, es sei «umgehend» ein angeblich
bereits vorliegendes Zwei-Satz-Modell
zu realisieren, «bei dem Beherbergung
und Gastronomie ab Anfang 2012 im
tieferen Satz gebündelt sind». Daraus
dürfte aber nichts werden. Das ange-
sprochene Modell ist erst eine noch
nicht ausgearbeitete Forderung im Par-
lament. Der Nationalrat hatte sie im
letzten Dezember in Form einer Rück-
weisung anstelle des vom Bundesrat
vorgeschlagenen Einheitssatzes erho-
ben. Der Ständerat lehnte den Antrag
im Frühjahr hingegen knapp ab.

Die Wirtschaftskommission des Na-
tionalrats wollte sich ursprünglich am
29. August damit befassen, ob sie an der
Rückweisung und dem Auftrag für ein
Zwei-Satz-Modell festhält. Sie hat die-
ses Geschäft wegen dringlicher anderer
Vorlagen (Bankenregulierung, ange-
kündigte Botschaft des Bundesrats zum
Franken) auf die Zeit nach der Herbst-
session verschoben, wie Präsident
Hansruedi Wandfluh (svp., Bern) auf
Anfrage erklärt. Ins Plenum kommt das
Geschäft somit erst in der neuen Legis-
latur, frühestens im Dezember. Eine
Umsetzung des Auftrages würde, falls
sich danach auch der Ständerat an-
schliesst, Gesetzesänderungen erfor-
dern und noch Jahre dauern.

Daher wurde auch schon über eine
sofortige, befristete Senkung des heuti-
gen Sondersatzes für die Hotellerie (3,8
Prozent) und des Normalsatzes für die
Gastronomie (8 Prozent) diskutiert,
etwa auf das Niveau des reduzierten
Satzes für Lebensmittel (2,5 Prozent).
Eine solche Massnahme war an der
Bundesratssitzung vom Mittwoch dem
Vernehmen nach aber kein Thema. Sie
wäre mit erheblichen Steuerausfällen
verbunden: jährlich rund 50 Millionen
bei den Hotelleistungen (Übernachtung
und Frühstück), etwa 700 Millionen
Franken bei der Restauration.

Freier und Zuhälter in die Pflicht nehmen – keine Prostitution Minderjähriger
Der Bundesrat schickt seine Vorschläge zu diversen Änderungen des Strafgesetzbuches in die Vernehmlassung

Wie versprochen hat Bundesrätin
Sommaruga vorwärtsgemacht
mit der Vorlage, wonach die
Prostitution Minderjähriger ver-
boten wird. In die Pflicht sollen
neu die Freier, Zuhälter oder
Vermittler genommen werden.

brh. U Die sexuelle Mündigkeit beginnt
in der Schweiz mit dem 16. Altersjahr.
Ab 16 also dürfen Jugendliche ihre
Sexualität frei ausleben, sei es aus Liebe
oder zum Zweck des Gelderwerbs, bei-
spielsweise als Prostituierte oder als
Darsteller in Pornofilmen. Mit dieser
seit langem kritisierten rechtlichen Si-
tuation steht die Schweiz im Vergleich
zu den Nachbarländern ziemlich einsam
da – dies soll nun geändert werden. Die
Vorsteherin des Eidgenössischen Justiz-
und Polizeidepartements, Simonetta

Sommaruga, hat am Donnerstag in
Bern den Vorschlag des Bundesrats für
diverse Änderungen im Strafgesetzbuch
präsentiert, die nun in die Vernehmlas-
sung gehen. Grund für die gesetzgeberi-
sche Aktivität sind einerseits parlamen-
tarische Vorstösse sowie Forderungen
aus den Kantonen, andererseits wird die
Schweiz durch die Unterzeichnung der
Europaratskonvention zum Schutze
von Kindern vor sexueller Ausbeutung
und sexuellem Missbrauch in die Pflicht
genommen.

Liebesbeziehung bleibt erlaubt
Nach dem Willen des Bundesrats soll in
der Schweiz künftig bestraft werden,
wer die sexuellen Dienste einer zwar
über 16-Jährigen, aber unter 18-Jähri-
gen in Anspruch nimmt, von solchen
Dienstleistungen profitiert oder diese
unterstützt – sei es als Zimmervermie-

ter, Bordellbetreiber oder Escort-Ser-
vice-Anbieter. Die Minderjährigen hin-
gegen, die Sex gegen Entgelt anbieten,
bleiben straflos, und am Alter der sexu-
ellen Mündigkeit wird nichts geändert.
Unter Entgelt versteht der Bundesrat
nicht nur Geld, sondern auch Drogen,
Unterkunft, Essen, Markenartikel,
Kleider oder Ferien. Das Versprechen,
ein Entgelt zu entrichten, genügt, um
sich strafbar zu machen – und strafbar
sind sämtliche sexuellen Handlungen
mit minderjährigen Prostituierten, nicht
nur der Geschlechtsverkehr.

Der Bundesrat schreibt in seinem
Bericht, dass es nicht darum gehe,
«Sexualität mit über 16-jährigen Un-
mündigen im Rahmen von Liebesbezie-
hungen zu kriminalisieren». Innerhalb
solcher Beziehungen dürfen auch Ge-
schenke ausgetauscht werden. Die Ab-
grenzung, ab wann es sich um geschäft-
lichen Sex gegen Entgelt handelt, muss

im Einzelfall geschehen – und sie wird
nicht immer leichtfallen. Gelegenheits-
prostitution soll auf jeden Fall erfasst
werden. Wie viele Minderjährige in der
Schweiz der Prostitution nachgehen, ist
nicht bekannt. Die Justizministerin
sprach am Donnerstag von einer Dun-
kelziffer und davon, dass keine verläss-
lichen Zahlen vorlägen. Die Stadtpoli-
zei Zürich nimmt an, dass es sich um
einige wenige Einzelfälle handle; eine
Einschätzung, die von Kennern des
Milieus geteilt wird.

Pornografie und Grooming
Neue, strenge Regeln zum Schutze Min-
derjähriger sind auch in Zusammen-
hang mit der Pornografie vorgesehen.
Der Bundesrat will die bestehenden
Strafrechtsartikel dahingehend ergän-
zen, dass nur mündige Personen in
Pornofilmen mitwirken dürfen. Das

Verbot ist weitgehend. So soll etwa auch
bestraft werden, wer einen Pornofilm
anschaut, in dem unter 18-Jährige mit-
wirken: Das können auch Kinobesucher
sein, wie der Bundesrat festhält.

Eine weitere Verpflichtung im Rah-
men der Europaratskonvention betrifft
das sogenannte Grooming, also das An-
bahnen von sexuell motivierten Kon-
takten zu Minderjährigen im Internet.
In diesem Zusammenhang vertritt Bun-
desrätin Sommaruga die Meinung, das
bestehende Recht genüge, um ein sol-
ches Verhalten zu bestrafen; das Recht
müsse einfach konsequent angewendet
werden, sagte sie an der Medienkonfe-
renz. Grooming wird gemäss Rechtspre-
chung des Bundesgerichts dann als Ver-
such einer strafbaren Handlung mit
Kindern geahndet, wenn der Täter kon-
krete Schritte unternimmt, um sein
Opfer zu treffen. Blosses Chatten im
Netz bleibt straflos.

Pascal Gentinetta: «Die Politik hat die Aufgabe, vertrauensbildende Signale zu senden.» ADRIAN BAER / NZZ
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